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Bremen braucht ganztags Schule 

Bisher wird der Bildungserfolg der Kinder in starkem Maße 
durch ihre soziale Herkunft und Lebenslage bestimmt. Für die 
Verwirklichung gleicher Bildungschancen ist der quantitative 
und qualitative Ausbau der Ganztagsschulen von großer Be-
deutung. Mit Ganztagsschulen wird die Hoffnung verbunden, 
dass sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen, 
zur Entwicklung von Lernkultur beitragen, Lernchancen ver-
bessern und soziale Benachteiligungen kompensieren.
Die Ansätze und Strategien des ganztägigen Lernens 
in Bremer Grundschulen werden in der Studie mit der 
Entwicklung in den anderen Bundesländern und 
Großstädten verglichen. Es wird darüber berichtet, welche 
positiven Wirkungen die angewandten Formen des ganz-
tägigen Lernens in der Grundschule entfalten können. Die 
Erkenntnisse aus dem Vergleich und der Analyse werden zu 
Empfehlungen für die weitere Entwicklung des ganztägigen 
Lernens in den Grundschulen Bremens verdichtet. 
Die Autoren setzen sich mit der Tendenz zu mehr Wettbewerb 
im deutschen Bildungsföderalismus kritisch auseinander 
und geben Anstöße zu dessen Weiterentwicklung. 
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1. PROJEKTKONZEPT

1.1. Ausgangslage

Als eine der zentralen Herausforderungen nennt der dritten Bildungsbericht der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder und des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010) die zuneh-
mende Kluft in den Bildungsverläufen von Kindern und Jugendlichen, die bestehende
Bildungsangebote erfolgreich nutzen und jenen, bei denen sich Benachteiligungen eher
kumulieren. Die unterschiedlichen Abschnitte einer Bildungsbiografie unterschieden
sich nach Geschlecht, sozialer Herkunft und Migrationsstatus. Sie führten zu Dispari-
täten der Bildungsbeteiligung und damit zu Unterschieden in den Bildungs- und Le-
benschancen. Eine zentrale Herausforderung bestehe darin, allen jungen Menschen
über ein angemessenes Bildungsniveau die soziale und gesellschaftliche Teilhabe zu
ermöglichen. Der Zusammenhang zwischen benachteiligten Lebenslagen wie z. B. der
Armut und dem dadurch begrenzten Zugang zu Bildung ist wissenschaftlich hinrei-
chend nachgewiesen (Becker, Lauterbach 2010). Dieser Effekt ungleicher Lebens-
chancen zeigt sich auch in der sozialräumlichen Polarisierung zwischen den Bremer
Ortsteilen und Wohnquartieren. Von den Kindern aus Bremen-Gröpelingen schaffen
z. B. nur 10 bis 15 % das Abitur, während dies in Teilen Schwachhausens über 80 %
der Schüler/-innen erreichen (Senatorin für Bildung und Wissenschaft 2012).

Durch internationale Leistungsvergleiche wie die PISA-Studien ist das deutsche
Bildungssystem in die Kritik geraten, da den Schulen in bestimmten Bereichen Leis-
tungsschwächen und ein hoher Grad sozialer Selektion attestiert wurde. Bremen
schneidet in diesen Studien bisher vergleichsweise schlecht ab. Ähnliches gilt für die
Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung (IGLU). Platzierte sich die gesamte
Bundesrepublik im oberen Mittelfeld, fielen die Leistungen von Bremens Grundschü-
lern bzw. Grundschülerinnen auch hier deutlich ab. Ein extrem geringer Anteil mit
Schülern im höchsten Lesekompetenzbereich, eine vergleichsweise hohe Risikogrup-
pe, große Unterschiede zwischen Kindern aus bildungsnahen und bildungsfernen
Haushalten sowie schwache Leistungen von Kindern mit Migrationshintergrund kenn-
zeichneten die Bremer Testergebnisse des Jahres 2006. Eine Ursache für diese Tester-
gebnisse mag in dem sehr hohen Anteil an Schülern liegen, die in Bremen in einer ar-
mutsgefährdeten Lebenslage leben, die einen Migrationshintergrund aufweisen und in
deren Elternhäusern nicht in einem ausreichenden Maße Deutsch gesprochen wird.

Auf diese sozial- und bildungspolitischen Herausforderungen hat nach den Bür-
gerschaftswahlen 2007 der von der SPD und Bündnis 90/Die Grünen gebildete Bremer
Senat reagiert, indem er den sozialen Zusammenhalt der Stadtgesellschaft und gerechte
Teilhabechancen für alle Bürger zu einem Politikschwerpunkt erklärte. Aufgrund einer
Initiative der Senatorin für Bildung und Wissenschaft wurde daraufhin am 16. Oktober
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2007 durch Beschluss der Bremischen Bürgerschaft ein Schulentwicklungsprozess ge-
startet. Dieser führte zum Schulentwicklungsplan von 2008, der die Grundlage für eine
umfassende Reform des Bremer Schulsystems darstellt. Auf diese Weise soll die Leis-
tungsfähigkeit der Schulen verbessert werden und es sollen gerechtere Bildungschan-
cen möglich werden.

In diesem Kontext spielt die Sprachförderung, die Mitwirkung der Eltern und die
Kooperation im Stadtteil eine wichtige Rolle. Mit Hilfe des Bundesprogramms »Ler-
nen vor Ort« wird in Bremen-Gröpelingen eine kommunale Bildungslandschaft gestal-
tet und in der Grundschule an der Fischerhuder Straße ein weiteres Quartiersbildungs-
zentrum entstehen. Zudem findet eine Adaption des Züricher Schulentwicklungspro-
gramms »Qualität in multikulturellen Schulen« (QUIMS) in ausgewählten Bremer
Stadtteilen Anwendung. Weitere Handlungsempfehlungen liefert die im Auftrag der
Senatorin für Bildung erstellte Expertise »Migration und Bildung« (2011) der Bremer
Universitätsprofessorin Yasemin Karakaolu. Die Ergebnisse der Expertise sollen
schließlich in einen entsprechenden Fachplan einfließen.

In der bildungspolitischen Debatte darüber, wie in Bremen gerechtere Bildungs-
chancen erreicht werden können, nimmt das ganztägige Lernen eine Schlüsselfunktion
ein, ohne dass abschließend geklärt wäre, welche Formen des ganztägigen Lernens be-
stehen, wie sie verbreitet sind, welche Wirkung sie entfalten und mit welchen bil-
dungspolitischen Zielen sie verbunden werden. Übereinstimmend wird darauf verwie-
sen, dass mit dem ganztägigen Lernen sowohl die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
als auch die Bildungschancen aller Kinder verbessert werden sollen. Positive Effekte
von Ganztagsschulen auf das Sozialverhalten, die Motivation und die Leistungen der
Schüler werden in der politischen Diskussion oft als Argumente für den weiteren Aus-
bau von ganztägigen Lern- und Betreuungsangeboten verwendet. Immer wieder be-
richten einzelne Schulen davon, dass sich nach der Umstellung auf den Ganztagsbe-
trieb die Übertrittsquoten zum Gymnasium bzw. die Abiturquoten erhöht haben. Hort-
plätze sind, wie die offizielle Bildungsstatistik zeigt, auch ein Weg, Ganztagsangebote
im Grundschulbereich zu schaffen. Einige Bundesländer und Städte setzen bisher beim
Ausbau von Ganztagsangeboten im Grundschulbereich fast ausschließlich auf den
Ausbau bzw. den Erhalt der Hortstrukturen.

Bremen nimmt beim Ausbau der Ganztagsangebote in Grundschulen bisher kei-
nen Spitzenplatz ein und hatte sich bisher auf den Ausbau der gebundenen Form der
Ganztagsschule fixiert. Die Nachfrage der Eltern nach Ganztags- und Hortplätzen
übersteigt in Bremen das vorhandene Angebot in vielen Stadtteilen. Kinder aus sozial
benachteiligten Lebenslagen werden nur teilweise erreicht. So ist z. B. Huchting (mit
Ausnahme des Ortsteiles Grolland) ein Bremer Stadtteil mit großen sozialen Auffällig-
keiten bei gleichzeitig fehlenden Ganztagsangeboten im Grundschulbereich. Die aktu-
elle Landesregierung hat darauf u. a. mit einer Schwerpunktsetzung im Bereich der
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ganztägigen Bildung reagiert und das Quartierbildungszentrum Robinsbalje in Huch-
ting geschaffen.

Die Erhebungen des Forschungsprojektes »Stadtteilstrategien gegen Armut und
Benachteiligung« (Prigge, Böhme 2013: 143 ff.) in der mit dem Deutschen Schulpreis
ausgezeichneten Dortmunder Grundschule »Kleine Kielstraße« hatten gezeigt, wie
sich Initiativen und Institutionen des Stadtteils mit zusätzlichen Förder-, Unterstüt-
zungs- und Betreuungsangeboten für Kinder und Familien in eine reguläre Grundschu-
le integrieren lassen. Auch in Bremen gibt es bereits gute Beispiele (z. B. die Grund-
schule Auf den Heuen), wie sich Ganztagsschulen erfolgreich in ihren Stadtteil einbin-
den und durch ihr Profil eine gute Anwahl der Eltern erreichen konnten.

Der weitere Ausbau (gebundener) Ganztagsschulen kam zunächst aufgrund der
Bremer Haushaltsnotlage und durch den Widerstand von Eltern und Lehrerkollegien
nur schrittweise voran und wurde zwischenzeitlich durch Beschlüsse des Koalitions-
ausschusses im Juni bzw. November 2012 sogar gestoppt. Diese Entscheidung führte
mit zum Rücktritt von Renate Jürgens-Pieper als Bildungssenatorin im Jahre 2012. Sie
hatte vorher bereits angekündigt, auch offene Formen des ganztägigen Lernens in
Bremen unterstützen zu wollen, um dem großen Betreuungsbedarf gerecht zu werden
und die Schulen zugleich besser mit ihrem Ortsteil zu verzahnen. Unabhängig von der
Form sollten in den Ganztagsbetrieb verschiedene Lern- und Betreuungsangebote in-
tegriert werden. Bei den Beratungen der Bremischen Bürgerschaft zum Haushalt
2014/2015 haben sich die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen nun auf
einen weiteren Ausbau offener und gebundener Ganztagsangebote im Grundschulbe-
reich verständigt.

1.2. Untersuchungsbedarf und Zielsetzung des Projektes

Mit dem von der Senatorin für Bildung und Wissenschaft der Freien Hansestadt
Bremen finanzierten Forschungs- und Entwicklungsprojekt sollte die Ausweitung von
Angeboten ganztägigen Lernens in den Bremer Grundschulen unter besonderer Be-
trachtung der Situation im Bremer Stadtteil Huchting unterstützt und begleitet werden.
Zu berücksichtigen ist dabei, dass es sich bei der Entwicklung und dem Ausbau des
ganztägigen Lernens um einen bildungspolitischen Prozess handelt, der unter den Be-
dingungen des deutschen Bildungsföderalismus in allen deutschen Bundesländern be-
trieben wird und durch die Kultusministerkonferenz der Bundesländer und andere Ak-
teure auf der Bundesebene koordiniert wird. Hinzu kommt, dass sich immer mehr
Großstädte im Rahmen einer Sozialen Stadtpolitik (Prigge, Böhme 2013) für kommu-
nale Bildungslandschaften engagieren, mit denen schließlich gerechtere Bildungschan-
cen, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und eine kind- und familienbezogene
Armutsprävention erreicht werden sollen. Für Bremen muss zudem gelten, dass die
Ziele des Bremer Schulentwicklungsprogramms, der Ausbau des ganztägigen Lernens
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1.3. Der Ausbau ganztägigen Lernens im Kontext
von Bildungspolitik und Schulentwicklung

Der Ausbau und die Gestaltung des ganztägigen Lernens in den Grundschulen ist
ein Prozess der Bildungspolitik und Schulentwicklung, der durch die speziellen institu-
tionellen Strukturen, Akteurkonstellationen und Entwicklungsdynamiken des deut-
schen Bildungsföderalismus in seiner heutigen Form maßgeblich geprägt wird. Gefragt
wird mit dem Projekt danach, welche Governancestrukturen die Bildungspolitik und
Schulentwicklung auf der Bundesebene, in den Bundesländern und Stadtstaaten prägen
und wie unter diesen Bedingungen die Implementierung des ganztägigen Lernens in
den Bremer Grundschulen bisher erfolgt ist und zukünftig erfolgen kann. Mit dieser
politikwissenschaftlichen Studie soll der bildungspolitische Handlungsbedarf näher
bestimmt, die Governancestrukturen der Bildungspolitik und Schulentwicklung analy-
siert und die Entwicklung und Implementierung des ganztägigen Lernens rekonstruiert
werden. Der Ausbaustand und die Perspektiven des ganztägigen Lernens in den Bre-
mer Grundschulen sollen auf dieser Basis mit einer politikberatenden Intention aufge-
zeigt werden, um diesen laufenden bildungspolitischen Prozess für alle beteiligten Ak-
teure transparenter zu machen.

Im ersten Teil der Untersuchungen (vgl. Kap. 2) werden gestützt auf den metho-
disch-analytischen Ansatz des Educational Governance die Probleme der Handlungs-
koordination und der Steuerung im deutschen Bildungsföderalismus näher untersucht
(Altrichter, Brüsemeister, Wissinger 2007). Mit dem Konzept der Educational Gover-
nanceforschung können die bildungspolitischen Akteure und Akteurkonstellationen,
deren handlungsleitende Strategien und Leistungsprofile sowie ihre auf Gegenseitig-
keit beruhenden Abhängigkeiten (Interdependenzen) näher analysiert werden. Dabei
wird das deutsche Bildungssystem als ein staatliches Mehrebenensystem verstanden,
das aus den Handlungsebenen des Bundes, der Länder, der Kommunen und schließlich
der Schulen besteht (vgl. Tabelle 1). Die Koordination zwischen den Ebenen und Ak-
teuren erfolgt über unterschiedliche Handlungsformen, die zumeist als Governancemix
in Erscheinung treten (Kussau, Brüsemeister 2007: 18 ff.). Dabei geht der Blick über
die Grenzen staatlichen und öffentlichen Handelns hinaus und kann auch gemeinnützi-
ge, marktwirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure mit einbeziehen. Die Go-
vernanceanalyse umfasst damit alle Formen kollektiven Handelns von der institutiona-
lisierten zivilgesellschaftlichen Selbstregelung, über verschiedene Formen des Zu-
sammenwirkens staatlicher und privater Akteure bis hin zu dem hoheitlichen Handeln
staatlicher Akteure« (Mayntz 2004: 6).

Mit der Educational-Governance-Perspektive wird die Aufmerksamkeit der empi-
rischen Bildungsforschung darauf gelenkt, dass die Leistungen des Bildungssystems
nicht von einem, sondern von vielen Akteuren hergestellt werden, die durch Interdepen-

denzen miteinander kooperieren oder voneinander abhängig sind. Dies bedeutet, dass
neben den veränderten Regelungsstrukturen auch deren Wirkungen für Leistungsstruk-
turen des Bildungssystems wie Unterricht, Forschung und Lehre mit bedacht werden
können. Koordinierungsprozesse können ausgehend vom Leistungskern des Unterrichts
über mehrere Ebenen nach oben hin verfolgt werden. Andererseits kann auch gefragt
werden, ob und wie Steuerungsinitiativen zur Initiierung von Angeboten des ganztägi-
gen Lernens in den Grundschulen von oben nach unten wirksam werden. Selbst die Ko-
operation mit markt- und zivilgesellschaftlichen Akteure kann in diese Betrachtungen
und Analysen mit einbezogen werden (Kussau, Brüsemeister 2007: 44 f.).
Tabelle 1: Mehrebenensystem der Bildungspolitik und Schulentwicklung

Handlungs-

ebene

Akteure Funktion/Aufgaben Entwicklungs- und

Steuerungsinitiative
International OECD Bildungsmonitoring u. a. PISA-Tests

Bund a. KMK

b. Bund

c. Bund/Länder-
Aufgaben

a. Koordinierung der Bil-
dungspolitik der Länder

b. Eigene Aufgaben und
Politikprogramme

c. Bildungsmonitoring, Bil-
dungsberichterstattung

a. KMK-Beschluss zur
Ganztagsschule und
KMK-Beschluss zur
Entwicklung von Bil-
dungsstandards

Region 13 Bundesländer
3 Stadtstaaten

Kultur- und Bildungshoheit Bildungspolitik (u. a. Stra-
tegien für ganztägiges Ler-
nen)
Schulverwaltung
Schulaufsicht

Kommunen Großstädte Schulträger
Stadtentwicklung

(Soziale) Stadtpolitik
Kommunale Bildungsland-
schaften

Subkommunal
(Stadtteil)

Stadtteilinitiativen
und -institutionen

Stadtteilentwicklung Soziale Stadteilentwicklung

Schulen Grundschulen Schulleitung
Kollegium
Schüler
Eltern

Schulprogramm
Ganztägiges Lernen
Stadtteilkooperation

Eigene Darstellung

Der Ansatz des Educational Governance ist kompatibel mit den Ansätzen der
Governance-Analyse, wie sie im Institut Arbeit und Wirtschaft der Universität Bremen
(IAW) zur Analyse großstädtischer Entwicklung und Politik (Prigge, Schwarzer 2006),
zu veränderten Governanceformen in Wirtschaft, Arbeit und Stadt/Region (Holtrup,
Warsewa 2008), zur sozialen Stadtentwicklung und Sozialen Stadtpolitik (Prigge, von
Rittern 2010; Prigge, Böhme 2013) sowie zur Verortung von Ganztagsschulen in loka-
len Bildungsnetzwerken (Baumheier, Fortmann, Warsewa 2013) konzipiert und in em-
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pirischen Forschungsprojekten operationalisiert wurden. Mit diesen Forschungsarbei-
ten wird eingehend begründet, dass großstädtische Gesellschaften heute durch soziale
Spaltung und Polarisierung geprägt sind und dass die Großstädte begonnen haben,
durch eine Soziale Stadtpolitik kommunale Bildungslandschaften herauszubilden. Auf
diese Weise sollen gerechtere Bildungschancen, eine bessere Armutsprävention und
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht werden. Im Zuge dieser Strategie
der sozialen Stadtentwicklung kommt dem Ausbau und der Entwicklung von Angebo-
ten des ganztägigen Lernens in den Grundschulen eine zentrale Rolle zu!

Im zweiten Teil der Untersuchungen (vgl. Kap. 3, 4 und 5) wird speziell auf die
Genese, Entwicklung und Ausprägung des ganztägigen Lernens im Bereich der
Grundschulen eingegangen. Empirisch überprüft wird, wie und in welchen Formen das
ganztägige Lernen durch die Bildungspolitik des Stadtstaates Bremen in den Bremer
Grundschulen implementiert wurde. In einem weiteren Untersuchungsschritt wurde im
Stadtteil Bremen-Huchting analysiert, inwieweit dort an den Schulen des Primarbe-
reichs (Grundschulen) und der Sekundarstufe I (Oberschulen mit Klasse 5–10) Ange-
bote ganztägigen Lernens geschaffen wurden und welcher Entwicklungs- und Ausbau-
bedarf für die Zukunft besteht.
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2. NEUE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE
BILDUNGSPOLITIK UND SCHULENTWICKLUNG
In diesem Kapitel wird zunächst eine Antwort auf die Frage gesucht, welcher bil-

dungspolitische Handlungsbedarf sich aus dem aktuellen gesellschaftlichen Struktur-
wandel ergibt. Die nachfolgende überblicksartige Darstellung zu den zentralen bil-
dungspolitischen Herausforderungen unserer Zeit beruht auf den Ergebnissen der ge-
meinsamen Bildungsberichterstattung des Bundes und der Kultusministerkonferenz
der Bundesländer von 2012. Im Anschluss daran wird der Frage nachgegangen, ob,
inwieweit und mit welchen Strategien die Akteure der deutschen Bildungs- und Schul-
politik auf den gesellschaftlichen Strukturwandel reagiert haben. Angenommen wird,
dass sich auf der gesamtstaatlichen Ebene nach dem PISA-Schock des Jahres 2000 ein
veränderter Steuerungsmodus des deutschen Bildungsföderalismus herausgebildet hat,
der das Verhältnis zwischen dem Bund und den Ländern verändert hat. Da die Bundes-
länder in Deutschland über die Kultur- und Bildungshoheit verfügen, wird sodann ana-
lysiert, welche Konsequenzen sich daraus für den Handlungsspielraum, die Aufgaben
und Herausforderungen der regionalen und lokalen Bildungspolitik und Schulentwick-
lung in den Flächenländern und Stadtstaaten ergeben haben. Schließlich bleibt zu klä-
ren, welche bildungspolitischen Ziele mit dem Ausbau der Ganztagsschulen und spe-
ziell des ganztägigen Lernens in den Grundschulen verfolgt werden. Dabei ist aus
Bremer Sicht zu berücksichtigen, dass immer mehr Großstädte eine Soziale Stadtpoli-
tik verfolgen, sich für eine soziale Stadtteilentwicklung und den Aufbau kommunaler
Bildungslandschaften engagieren. Angenommen wird, dass sich aus einer Analyse der
veränderten Governancestrukturen der Bildungspolitik und Schulentwicklung wichtige
Erkenntnisse für die Entwicklung, Implementierung und Bewältigung der Umset-
zungsprobleme des ganztägigen Lernens in den Grundschulen ergeben.

2.1. Gesellschaftlicher Strukturwandel
und bildungspolitischer Handlungsbedarf

Über Bildung in Deutschland wird seit mehreren Jahren von der Autorengruppe
Bildungsberichterstattung informiert. Die Erstellung dieser Bildungsberichte wird ge-
meinsam von der Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) und vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung finanziert. Das Ziel des vierten Bildungsberichts
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012) ist es, den Entwicklungsstand, die
Fortschritte und die sich abzeichnenden Probleme des deutschen Bildungswesens be-
reichsübergreifend darzustellen. Die auf Indikatoren gestützte Analyse soll Anhalts-
punkte für bildungspolitische Handlungsmöglichkeiten und Herausforderungen liefern.
Aus der umfangreichen Darstellung des Berichts werden im folgenden Abschnitt ein-
zelne Aspekte direkt oder indirekt wiedergegeben, die für unsere Fragestellung und die
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politik auf den gesellschaftlichen Strukturwandel reagiert haben. Angenommen wird,
dass sich auf der gesamtstaatlichen Ebene nach dem PISA-Schock des Jahres 2000 ein
veränderter Steuerungsmodus des deutschen Bildungsföderalismus herausgebildet hat,
der das Verhältnis zwischen dem Bund und den Ländern verändert hat. Da die Bundes-
länder in Deutschland über die Kultur- und Bildungshoheit verfügen, wird sodann ana-
lysiert, welche Konsequenzen sich daraus für den Handlungsspielraum, die Aufgaben
und Herausforderungen der regionalen und lokalen Bildungspolitik und Schulentwick-
lung in den Flächenländern und Stadtstaaten ergeben haben. Schließlich bleibt zu klä-
ren, welche bildungspolitischen Ziele mit dem Ausbau der Ganztagsschulen und spe-
ziell des ganztägigen Lernens in den Grundschulen verfolgt werden. Dabei ist aus
Bremer Sicht zu berücksichtigen, dass immer mehr Großstädte eine Soziale Stadtpoli-
tik verfolgen, sich für eine soziale Stadtteilentwicklung und den Aufbau kommunaler
Bildungslandschaften engagieren. Angenommen wird, dass sich aus einer Analyse der
veränderten Governancestrukturen der Bildungspolitik und Schulentwicklung wichtige
Erkenntnisse für die Entwicklung, Implementierung und Bewältigung der Umset-
zungsprobleme des ganztägigen Lernens in den Grundschulen ergeben.

2.1. Gesellschaftlicher Strukturwandel
und bildungspolitischer Handlungsbedarf

Über Bildung in Deutschland wird seit mehreren Jahren von der Autorengruppe
Bildungsberichterstattung informiert. Die Erstellung dieser Bildungsberichte wird ge-
meinsam von der Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) und vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung finanziert. Das Ziel des vierten Bildungsberichts
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012) ist es, den Entwicklungsstand, die
Fortschritte und die sich abzeichnenden Probleme des deutschen Bildungswesens be-
reichsübergreifend darzustellen. Die auf Indikatoren gestützte Analyse soll Anhalts-
punkte für bildungspolitische Handlungsmöglichkeiten und Herausforderungen liefern.
Aus der umfangreichen Darstellung des Berichts werden im folgenden Abschnitt ein-
zelne Aspekte direkt oder indirekt wiedergegeben, die für unsere Fragestellung und die

Einschätzung des bildungspolitischen Handlungsbedarfs im Kontext des aktuellen ge-
sellschaftlichen Strukturwandels wichtig erschienen.

Entwicklung der Bildungsinfrastruktur

Der vierte Bildungsbericht (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012)
weist eingangs daraufhin, dass durch Sonderprogramme die Bildungsausgaben »über-
proportional« gestiegen seien. Die Bildungsausgaben betrugen laut Bildungsbudget im
Jahr 2010 172,3 Milliarden Euro, der Anteil am Bruttoinlandprodukt (BIP) stieg von
6,9 auf 7,0 %. Diese Entwicklung wurde allerdings durch das Zukunftsinvestitionspro-
gramm und andere Sonderprogramme des Bundes begünstigt.

Die Bildungsinfrastruktur müsse unter Berücksichtigung der demografischen
Entwicklung gestaltet werden. Während in den ostdeutschen Flächenländern zwischen
1998 und 2010 die Zahl der allgemeinbildenden Schulen um 39 % zurückgegangen
sei, nehmen in ganz Deutschland die Einrichtungen im Elementar- und Hochschulbe-
reich zu. Die Bildungsinfrastruktur brauche zukünftig eine stärkere Anpassung an die
regional unterschiedliche demografische Entwicklung und das veränderte Bildungs-
verhalten. Die Teilnahmequoten an der Kindertagesbetreuung für unter Dreijährige
stiegen und der Besuch einer Kindertageseinrichtung für die Drei- bis Sechsjährigen
ist nahezu zur Regel geworden. Allerdings gebe es in der Kindertagebetreuung und
den Schulen Segregationstendenzen zu beklagen. Soziale Benachteiligung sei sozial-
raumbezogen, ihr müsse vor allem durch eine intensivere Sprachförderung begegnet
werden. Mehr als die Hälfte aller Schulen arbeite inzwischen als Ganztagsschulen, al-
lerdings größtenteils in der offenen Form. Insbesondere in der verbindlichen Form der
Ganztagsschule könne sie durch ergänzende Angebote zum Ausgleich sozialer Unter-
schiede beitragen.

Der Altersaufbau der Gesamtbevölkerung werde sich weiter verändern. Bei wei-
terhin geringen Geburtenzahlen sei gleichzeitig mit einer zunehmenden Zahl älterer
Menschen zu rechnen. Eine Herausforderung für vorschulische Bildungseinrichtungen,
Schulen und die Berufsbildung stelle der weiter steigende Anteil von Personen mit
Migrationshintergrund in der jüngeren Bevölkerung dar.

Bildung und Arbeitsmarkt

Der vierte Bildungsbericht (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012) be-
tont die vielfältige Verknüpfung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einer Gesell-
schaft mit dem Bildungswesen. Einerseits benötige das Bildungswesen Ressourcen,
anderseits sei Bildung selbst eine wichtige Determinante für die wirtschaftliche Ent-
wicklung. Vom Bildungswesen erwarte die Gesellschaft Qualifizierungsleistungen, die
zur Deckung des qualitativen und quantitativen Arbeitskräftebedarfs und zu einer hö-
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heren Innovationsfähigkeit beitragen. Weiterhin sei von einer substantiellen Nachfrage
nach hoch qualifizierten Arbeitskräften und gut ausgebildeten Personen auf der Fach-
arbeitsebene auszugehen. Im untersten Segment hingegen zeichne sich ein weiterer
Rückgang der Arbeitsplätze ab. Strukturell setze sich die Entwicklung zu
dienstleistungs- und wissensbasierten Berufen fort. Die absehbaren Veränderungen in
den Tätigkeitsprofilen würden tendenziell zu höheren Anforderungen an die Qualifika-
tion der Erwerbstätigen führen. Personen mit Fachhochschul- oder Hochschulab-
schluss und Personen mit mindestens Fachschulabschluss sind am besten in den
Arbeitsmarkt integriert. Besonders schwierig gestaltet sich die Integration in den
Arbeitsmarkt bei Personen ohne beruflichen Abschluss. Diese Personengruppe erreicht
seit 1999 nur einen Erwerbstätigenanteil von unter 60 % (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2012: 200).

Zwar ist seit 2005 für alle Qualifikationsgruppen ein formaler Anstieg der Be-
schäftigung zu verzeichnen. Diese Entwicklung ist aber mit einer starken sozialen Po-
larisierung und Ausgrenzung auf dem Arbeitsmarkt verbunden. Der Anteil der soge-
nannten Normalarbeitsverhältnisse betrug 2004 68 % und reduzierte sich bis 2010 auf
59 % der abhängigen Beschäftigungsverhältnisse. Der Anteil an Personen in geringfü-
gigen Arbeitsverhältnissen hat sich im gleichen Zeitraum von 14 auf 19 % erhöht. Be-
schäftigungsverhältnisse über Zeitarbeitsfirmen sind hinzugekommen. Besonders die
Personen ohne eine berufliche Ausbildung sind von dieser sozialen Ausgrenzung be-
troffen: Sie weisen einen deutlich niedrigeren Erwerbstätigenanteil auf als Personen
mit beruflichem Abschluss. Sie arbeiten wesentlich häufiger in geringfügiger Beschäf-
tigung oder in Zeitarbeitsverhältnissen und gelten in einem höheren Maße armutsge-
fährdet als Personen mit einem mittleren oder höheren Bildungsniveau (Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2012: 200).

Gleichstellung zwischen Frauen und Männern

Frauen haben hinsichtlich ihrer Bildungsabschlüsse mit den Männern gleichge-
zogen, weisen in den jüngeren Kohorten inzwischen häufiger eine Hochschulzugangs-
berechtigung auf und bleiben seltener als Männer ohne beruflichen Abschluss. Bei der
Integration in den Arbeitsmarkt zeigen sich trotzdem weiterhin starke Unterschiede
zwischen Frauen und Männern. So liegt der Erwerbstätigenanteil bei den Männern mit
Fachhochschul- und Hochschulausbildung rund acht Prozentpunkte höher als bei den
Frauen. Besonders gravierend sind Unterschiede zwischen den Geschlechtern beim
Beschäftigungsumfang. Auf allen Qualifikationsstufen sind Frauen seltener vollzeitbe-
schäftigt als Männer. Während 84 % der erwerbstätigen Männer mit Hochschulbildung
in vollem Umfang beschäftigt sind, ist dieses bei den Frauen mit gleichem Qualifikati-
onsniveau nur zu 54 % der Fall. Frauen mit einer Lehr- und Anlernausbildung, welche

die höchsten Teilzeitquoten aufweisen, geben dreimal häufiger als Männer der glei-
chen Qualifikationsgruppe an, dass sie keine Vollzeitstelle finden würden. Bei Frauen
mit Fachschulabschluss liegt dieser Anteil sechsmal so hoch wie bei Männern des glei-
chen Qualifikationsniveaus. Während bei den Männern mit Fach- und Hochschulab-
schluss ab 2005 eine Zunahme der Vollzeitbeschäftigung zu erkennen sei, vollziehe
sich diese Entwicklung bei den Frauen langsamer und habe in beiden Qualifikations-
gruppen 2010 noch nicht einmal wieder das Vollbeschäftigungsniveau von 2000 er-
reicht. Das Vollzeitbeschäftigungsniveau von Frauen mit höheren Bildungsabschlüssen
entspreche damit in etwa dem Erwerbstätigenanteil der Männer ohne Berufsabschluss
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 203).

Für diese Unterschiede zwischen den Geschlechtern werden heute vor allem in-
nerbetriebliche Barrieren, unterschiedliche Lebensentwürfe der Frauen bezüglich der
Betreuung von Kindern und die immer noch unzureichenden Rahmenbedingungen für
eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie verantwortlich gemacht. Allerdings unter-
scheiden sich die verschiedenen Regionen Deutschlands hinsichtlich der dort vorhan-
denen Lebensbedingungen und der von den Frauen gewählten Lebensentwürfe und
Lebensstile bezüglich der Betreuung von Kindern zum Teil erheblich. Frauen aus den
neuen Bundesländern sind in Anlehnung an die Erwerbsmuster von Frauen in der DDR
häufiger in Vollzeit beschäftigt, nicht zuletzt weil die neuen Bundesländer über die im
Vergleich zu den alten Bundesländern deutlich besseren Möglichkeiten der ganztägi-
gen Betreuung in den Kindertagesstätten und Grundschulen verfügen.

Bildung lohnt sich und schafft Teilhabechancen!

Wie die Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012: 205) herausstellt, gehört
zu den umfassend dokumentierten Befunden der bildungsökonomischen Forschung,
dass ein Zusammenhang zwischen dem erreichten Bildungsstand, der erlangten beruf-
lichen Stellung und dem daraus erzielten Einkommen besteht. Je höher der berufliche
Abschluss, desto besser sind die Beschäftigungs- und Verdienstchancen. Bildungsan-
strengungen zahlen sich für den Einzelnen in vielfältiger Weise aus. Neben festzustel-
lenden monetären Vorteilen, erleichtert eine gute Bildung auch die Teilhabe am sozia-
len, politischen und kulturellen Leben und ermöglicht eine relativ gesunde Lebensfüh-
rung. Personen mit einem höheren Abschluss sind stärker ehrenamtlich engagiert und
sie bekunden ein höheres Interesse an politischen Ereignissen als Personen mit einem
mittleren und unteren Bildungsniveau.

Allerdings bestehen zwischen Männern und Frauen nach wie vor erhebliche Ein-
kommensunterschiede bei identischem Abschlussniveau. Personen, die einer Teilzeitbe-
schäftigung nachgehen, haben auf allen Qualifikationsniveaus niedrigere Bruttostunden-
löhne als vollzeitbeschäftigte Personen. Diese Differenzen fallen bei Personen mit Hoch-
schulabschluss besonders hoch aus (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 205).


